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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 405/00 A
Datum 21.03.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 388/03
Datum 15.02.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 21.
MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1948 im ehemaligen Jugoslawien geborene KlÃ¤ger wohnt in Serbien und
Montenegro und bezieht dort seit Oktober 1997 Invalidenrente. Zugrunde gelegt
sind dabei Versicherungszeiten in den Jahren 1969 und 1970 sowie von November
1979 bis September 1997. In Deutschland war er von Mai 1971 bis April 1979 mit
kurzen Unterbrechungen versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Der letzte
Arbeitgeber, die Stadt M. , besitzt keine Unterlagen mehr. Nach seinen eigenen
Angaben war der KlÃ¤ger hier die ersten sechs Jahre im erlernten Beruf des Malers
tÃ¤tig. Die letzten vier Jahre sei er im Krankenhaus S. als Krankenpflegehelfer
tÃ¤tig gewesen. Danach war er in seiner Heimat erneut als Maler beschÃ¤ftigt.
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Nach drei stationÃ¤ren psychiatrischen Behandlungen in den Jahren 1996 und 1997
beantragte der KlÃ¤ger am 16.05.1997 die GewÃ¤hrung von Rente. Die
Invalidenkommission hielt den KlÃ¤ger ausweislich des Gutachtens vom 08.09.1997
wegen eines psychoorganischen Syndroms fÃ¼r dauerhaft erwerbsunfÃ¤hig.
AnlÃ¤sslich der von der Beklagten veranlassten stationÃ¤ren Untersuchung in R.
vom 01.03. bis 03.03.1999 diagnostizierten die Dres. R. und M. lediglich reaktive
depressive VerstimmungszustÃ¤nde ohne wesentlichen Einfluss auf die
LeistungsfÃ¤higkeit, Bluthochdruck und Ã�bergewicht. Zusammenfassend schrieb
der Neurologe und Psychiater Dr.M. in seinem Gutachten vom 18. MÃ¤rz 1999, der
KlÃ¤ger kÃ¶nne mittelschwere Arbeiten ohne Akkord und Nachtschicht auch als
Maler noch vollschichtig erbringen. Daraufhin lehnte die Beklagte eine
RentengewÃ¤hrung mit Bescheid vom 01.04.1999 ab.

Im Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger geltend, seit Oktober 1997 Invalide
und auf die Rentenleistungen dringend angewiesen zu sein. Nachdem Dr.D. in
einem vorgelegten neuropsychiatrischen Kurzbericht vom 22.11.1999 keine
Anhaltspunkte fÃ¼r eine Ã�nderung der Beurteilung gesehen und den KlÃ¤ger fÃ¼r
umstellungsfÃ¤hig erachtet hatte, wies die Beklagte den Widerspruch am
14.03.2000 zurÃ¼ck. Mangels Nachweises einer FacharbeitertÃ¤tigkeit in
Deutschland genieÃ�e der KlÃ¤ger keinen Berufsschutz. Im Ã�brigen sei er als
Maler weiterhin einsatzfÃ¤hig.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 17.04.2000 Klage erhoben und als BegrÃ¼ndung auf
die regelmÃ¤Ã�ige psychiatrische Behandlung verwiesen sowie Ã¤rztliche
Unterlagen vorgelegt. Ausweislich des Entlassungsberichts der
Neuropsychiatrischen Klinik in K. betreffend den stationÃ¤ren Aufenthalt vom 20.01.
bis 17.03.2000 ist der KlÃ¤ger wegen Psychosis depressiva erwerbsunfÃ¤hig. Im
Auftrag des Gerichts ist der KlÃ¤ger am 19.03.2003 fachÃ¤rztlich untersucht
worden. Im nervenÃ¤rztlichen Gutachten vom selben Tag haben die Dres. P. und S.
eine leichtgradige depressive StÃ¶rung diagnostiziert und leichte und mittelschwere
TÃ¤tigkeiten ohne Zwangshaltung, Akkord und Schichtarbeit fÃ¼r vollschichtig
zumutbar erachtet. Die UmstellungsfÃ¤higkeit ist ihres Erachtens nicht
beeintrÃ¤chtigt.

Der Allgemeinmediziner Dr.Z. hat nach kardiologischer Untersuchung durch Dr.K. in
seinem Gutachten vom 19.03. 2003 eine Herzminderleistung bei Bluthochdruck mit
beginnender RÃ¼ckwirkung auf das Herzkreislaufsystem und den Verdacht auf
HerzdurchblutungsstÃ¶rungen festgestellt. Leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
Ã¼berwiegend im Sitzen in geschlossenen RÃ¤umen und ohne schweres Heben und
Tragen seien acht Stunden tÃ¤glich zumutbar. Als Maler kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht
mehr beschÃ¤ftigt werden.

GestÃ¼tzt auf diese beiden Gutachten hat das Sozialgericht die Klage am
21.03.2003 abgewiesen. Der KlÃ¤ger sei weder erwerbsunfÃ¤hig noch
berufsunfÃ¤hig, er genieÃ�e wegen der MaÃ�geblichkeit der letzten TÃ¤tigkeit
ungelernter Art in Deutschland keinen Berufsschutz und sei daher auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar.
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Gegen das am 07.07.2003 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 21.07.2003
Berufung eingelegt. Er sei in seinem Beruf als Maler nicht mehr einsatzfÃ¤hig.

Nach Vorhalt der freiwilligen LÃ¶sung vom erlernten Beruf hat der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte am 25.10.2003 mitgeteilt, der ausschlieÃ�liche Beruf des
KlÃ¤gers sei der des Malers, wofÃ¼r er ein Zeugnis besitze und den er nicht
abgelegt habe. Nach Aufforderung hat er einen kardiologischen und psychiatrischen
Bericht vom 09. bzw. 12.12.2003 vorgelegt, worin Dr.L. von Seiten der Beklagten
keine Dokumentation einer bedeutsamen Verschlechterung erkennen konnte.

Im Auftrag des Gerichts hat Dr.S. am 02.11.2004 nach ambulanter Untersuchung
am 23.09.2004 ein nervenÃ¤rztliches Gutachten erstellt. Als Diagnosen hat er
mÃ¤Ã�iggradig ausgeprÃ¤gte Dysthymia, Benzodiazepin-Abusus, arterielle
Hypertension und Adipositas permagna genannt. FÃ¼r ein hirnorganisches
Psychosyndrom ergebe sich kein Anhalt. Ohne GefÃ¤hrdung seiner Restgesundheit
kÃ¶nne der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch leichte, zeitweise auch
mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten verrichten, wenn diese nicht mit Nachtschicht
oder Akkord, ausschlieÃ�lich im Gehen, oder mit NÃ¤sse, KÃ¤lte, Hitze, Heben und
Tragen von Lasten verbunden seien. BeschrÃ¤nkungen hinsichtlich des
Anmarschweges zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht und er kÃ¶nne insbesondere
noch als Bote, PfÃ¶rtner, Montierer, Warenaufmacher etc. erwerbstÃ¤tig sein.

Dieses Gutachten ist dem KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten am 17.11.2004 zur
Stellungnahme Ã¼bersandt worden.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts
Landshut vom 21.03.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger unter Aufhebung des Bescheides vom 01.04.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.03.2000 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.10. 1997 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Landshut vom 21.03.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der Akten des
Sozialgerichts Landshut sowie der Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Streitgegenstand ist trotz der Formulierung der Berufungsschrift durch den
BevollmÃ¤chtigten nicht nur Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, sondern auch Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger hat bei der Untersuchung durch Dr.S. zum
Ausdruck gebracht, dass er sich fÃ¼r erwerbsunfÃ¤hig hÃ¤lt. Darin ist eine
zulÃ¤ssige Klageerweiterung zu sehen (Â§ 99 SGG; BSG, Urteil vom 26. September
1972 Az.: 12 RJ 10/72).

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 21.03.2003
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ist ebenso wenig zu beanstanden wie der Bescheid der Beklagten vom 01.04.1999
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.03.2000. Der KlÃ¤ger hat keinen
Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit.

BerufsunfÃ¤hig ist ein Versicherter, dessen ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten herabgesunken ist (Â§ 43 SGB VI in der gemÃ¤Ã� Â§
300 Abs.2 SGB VI maÃ�gebenden Fassung bis 31.12.2000). Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI a.F.). Zwar
ist das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers so weit beeintrÃ¤chtigt, dass er dem
erlernten Beruf als Maler nicht mehr nachgehen kann. Sein RestleistungsvermÃ¶gen
ist jedoch dergestalt, dass er noch zumutbar auf eine andere TÃ¤tigkeit verwiesen
werden kann.

Die soziale Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der
sozialen Wertigkeit des bisherigen Berufs. Bisheriger Beruf ist in der Regel die der
Versicherungspflicht zugrunde liegende BerufstÃ¤tigkeit, die der Versicherte zuletzt
auf Dauer ausgeÃ¼bt hat (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.158). Dabei sind
BeschÃ¤ftigungen, die in nicht der EuropÃ¤ischen Union oder dem EuropÃ¤ischen
Wirtschaftsraum angehÃ¶renden Staaten ausgeÃ¼bt wurden, fÃ¼r die Bestimmung
des bisherigen Berufs unbeachtlich (BSGE 50,165). MaÃ�gebend ist daher fÃ¼r den
KlÃ¤ger, der dem deutsch-jugoslawischen Sozialversicherungsabkommen unterliegt,
lediglich das Versicherungsleben in Deutschland.

Zuletzt war der KlÃ¤ger in Deutschland nicht als Maler, sondern als
Krankenpflegehelfer tÃ¤tig. Zugrunde gelegt werden kann diese gegenÃ¼ber dem
erlernten Beruf geringerwertige TÃ¤tigkeit nur, wenn sie bei im Wesentlichen
ungeschwÃ¤chter Arbeitskraft nicht nur vorÃ¼bergehend eine nennenswerte Zeit
ausgeÃ¼bt worden ist (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.130). Gesundheitliche GrÃ¼nde
kÃ¶nnen den Berufswechsel nicht verursacht haben, weil der KlÃ¤ger nach der
RÃ¼ckkehr in seine Heimat ab 1979 erneut als Maler tÃ¤tig war. Nachdem der
KlÃ¤ger zuletzt vier Jahre lang als Krankenpflegehelfer gearbeitet und er auch nach
Vorhalt einer "LÃ¶sung" vom Beruf des Malers keine GrÃ¼nde dafÃ¼r genannt hat,
die Zweifel am inneren LÃ¶sungswillen begrÃ¼nden kÃ¶nnten, ist der bisherige
Beruf der des Krankenpflegehelfers.

Um die Wertigkeit eines Berufs zu beurteilen, hat das Bundessozialgericht die
Berufe der Versicherten in Gruppen eingeteilt. Ausgehend von der Bedeutung, die
Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufes haben, werden
die Gruppen durch den Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw.
des besonders hochqualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des
angelernten Arbeiters (sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit
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von bis zu zwei Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert (vgl. BSGE in
SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nr.138 und 140). Ausschlaggebend fÃ¼r die Einordnung
eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema ist die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Dem Versicherten ist die Verweisung auf die im
Vergleich zu seinem bisherigen Beruf nÃ¤chstniedrigere Gruppe zumutbar
(stÃ¤ndige Rechtsprechung, u.a. in SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nr.5). Nach den
eigenen Angaben des KlÃ¤gers war er lediglich mit ungelernten TÃ¤tigkeiten
(Patiententransporte in Krankenbetten und RollstÃ¼hlen innerhalb des Hauses)
befasst; die Stadt M. verfÃ¼gt Ã¼ber keinerlei Unterlagen mehr Ã¼ber diese
TÃ¤tigkeit. Der KlÃ¤ger ist daher auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar.

Das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers reicht auch aus, derartige TÃ¤tigkeiten
vollschichtig zu verrichten.

Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt sich der Senat auf das ausfÃ¼hrliche und
Ã¼berzeugende Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr.S. , der die zahlreich
vorhandenen Vorbefunde sorgfÃ¤ltig gewÃ¼rdigt und seine Beurteilung schlÃ¼ssig
begrÃ¼ndet hat. Er hat den KlÃ¤ger persÃ¶nlich untersucht und die fÃ¼r das
psychiatrische Gutachten besonders bedeutsame Anamneseerhebung in der
Muttersprache des KlÃ¤gers durchfÃ¼hren kÃ¶nnen. Mit seiner WÃ¼rdigung
befindet er sich in Ã�bereinstimmung mit den Dres. P. und S. sowie Dr.Z. , die den
KlÃ¤ger im Klageverfahren ebenfalls ambulant untersucht haben. Auch die von der
Beklagten im Verwaltungsverfahren zugezogenen FachÃ¤rzte Dres. M. und R. haben
ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bejaht.

Zwar erhÃ¤lt der KlÃ¤ger seit Oktober 1997 in seiner Heimat Invalidenrente. Berufs-
und ErwerbsunfÃ¤higkeit sind jedoch allein nach den deutschen Rechtsvorschriften
und entsprechend den hier entwickelten sozialmedizinischen GrundsÃ¤tzen
festzustellen. Etwas anderes, insbesondere eine Bindung an die Entscheidung
anderer RentenversicherungstrÃ¤ger, ergibt sich auch nicht aus dem
weitergeltenden zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen mit
Jugoslawien. Im Interesse der Gleichbehandlung mit deutschen Versicherten ist es
unerlÃ¤sslich, dass der Beurteilung der neutralen und kompetenten deutschen
SachverstÃ¤ndigen ein hÃ¶herer Beweiswert zukommt als der der
Invalidenkommission.

Die Invalidenkommission hat ErwerbsunfÃ¤higkeit im Hinblick auf ein organisches
Psychosyndrom bejaht. HierfÃ¼r ergab der von den deutschen SachverstÃ¤ndigen
erhobene psychopathologische Befund jedoch keine Anhaltspunkte. Feststellbar war
vielmehr eine mÃ¤Ã�iggradig ausgeprÃ¤gte Dysthymia, die einer Besserung
zugÃ¤nglich ist. Es ergaben sich keine Hinweise fÃ¼r eine psychotische oder
schwere depressive Symptomatik. AuffÃ¤llig waren eine psychomotorische
Verlangsamung, geringgradige Antriebs- und KonzentrationsstÃ¶rungen.
Gleichzeitig war das formale Denken geordnet und ohne AuffÃ¤lligkeiten; Kritik und
UrteilsfÃ¤higkeit waren ebenso wie MerkfÃ¤higkeit und GedÃ¤chtnis ohne grobe
StÃ¶rungen. Soziale Kontakte werden ausreichend gepflegt. Vor dem Hintergrund
einer zur ZurÃ¼ckhaltung, Ã�berempfindlichkeit, Resignation sowie zur depressiven
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Fehlhaltung und Verarbeitung neigenden PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit scheint die
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers mÃ¤Ã�iggradig eingeschrÃ¤nkt. Nicht mehr
zugemutet werden kÃ¶nnen ihm TÃ¤tigkeiten in Nachtschicht oder unter
Akkordbedingungen, Arbeiten im Gehen, mit NÃ¤sse, KÃ¤lte, Hitze, Heben und
Tragen von Lasten.

Dabei ist berÃ¼cksichtigt, dass der KlÃ¤ger auch unter einem nicht gut
eingestellten Bluthochdruck leidet, der bereits leichte RÃ¼ckwirkungen auf das
Herzkreislaufsystem hat. Auch von den behandelnden Internisten wird lediglich eine
arterielle Hypertension diagnostiziert. Dieser GesundheitsstÃ¶rung wird
ausreichend dadurch Rechnung getragen, dass anstrengende kÃ¶rperliche Arbeiten
zu unterbleiben haben.

Im Positiven kann der KlÃ¤ger noch leichte, zeitweise auch mittelschwere
kÃ¶rperliche Arbeiten vollschichtig verrichten. Die TÃ¤tigkeiten sollten ohne
Zeitdruck Ã¼berwiegend im Sitzen in geschlossenen und temperierten RÃ¤umen
erbracht werden kÃ¶nnen. Mit diesem RestleistungsvermÃ¶gen ist er in der Lage,
eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten zu verrichten, wie sie Ã¼blicherweise von
ungelernten Arbeitern gefordert werden. Angesichts uneingeschrÃ¤nkten Seh- und
HÃ¶rvermÃ¶gens und erhaltener FunktionsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde erscheinen
Verrichtungen wie z.B. Zureichen, Abnehmen, Bedienung von Maschinen, Aufsicht
und Kontrolle mÃ¶glich. Die PrÃ¼fung einer Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen erÃ¼brigt sich daher ebenso wie die Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit (vgl. BSG, Urteil vom 11.05.1999 in NZS 2000
S.96).

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, weil er
zumutbare VerweistungstÃ¤tigkeiten verrichten kann, hat erst recht keinen
Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1 SGB VI a.F.,
weil er die noch strengeren Voraussetzungen des Begriffs der ErwerbsunfÃ¤higkeit
im Sinne des zweiten Absatzes dieser Vorschriften nicht erfÃ¼llt. Das vorhandene
RestleistungsvermÃ¶gen gestattet es ihm, mittels einer regelmÃ¤Ã�igen
ErwerbstÃ¤tigkeit mehr als geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen. Weil davon
auszugehen ist, dass der KlÃ¤ger noch acht Stunden vollschichtig tÃ¤tig sein kann,
scheidet auch ein Anspruch nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Â§ 43 SGB VI
aus, der Renten wegen Erwerbsminderung erst vorsieht, wenn der Versicherte
auÃ�er Stande ist, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Ob dem KlÃ¤ger in Deutschland â�� nur hierauf kann es ankommen â�� ein
Arbeitsplatz tatsÃ¤chlich vermittelt werden kÃ¶nnte, ist rechtlich unerheblich, weil
vollschichtig einsetzbar Versicherten der Arbeitsmarkt offen steht und das Risiko
der Arbeitsplatzvermittlung von der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und
nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung zu tragen ist (vgl. u.a. BSG SozR
3-2200 Â§ 1246 Nr.50). Entscheidend ist, dass der KlÃ¤ger die vollschichtige
TÃ¤tigkeit unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen erbringen kann, weil zusÃ¤tzliche
Pausen nicht erforderlich sind und die Anmarschwege zur Arbeit problemlos
zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nnen. SchlieÃ�lich ist der KlÃ¤ger trotz seiner
Erkrankungen in der Lage, sich auf eine andere TÃ¤tigkeit als die des Malers
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umzustellen. Die ReintegrationsfÃ¤higkeit ist von den SachverstÃ¤ndigen
ausdrÃ¼cklich bejaht worden.

Aus diesen GrÃ¼nden war die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs.2 SGG), sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 17.05.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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